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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. März 1958 

7 — 93102— 1778/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Gewichtsbezeichnung an 
schweren, auf Schiffen beförderten Fracht- 
stücken 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 189. Sitzung am 28. Februar 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Alleinvertrieb: Dr Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Gewichtsbezeichnung 
an schweren, auf Schiffen beförderten Frachtstücken 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Gewichtsbezeichnung an 
schweren, auf Schiffen beförderten Frachtstücken 
vom 28. Juni 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 412) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 und § 3 Abs. 2 werden die Worte 
„Gebiet des Deutschen Reichs" durch die Worte 
„Geltungsbereich dieses Gesetzes" ersetzt. 

2. § 2 wird aufgehoben. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Deutschland hat das internationale Übereinkommen 
Nr. 27 über die Gewichtsbezeichnung an schweren, 
auf Schiffen beförderten Frachtstücken im Jahre 
1933 ratifiziert und zu dessen Durchführung das 
Gesetz über die Gewichtsbezcichnung an schweren, 
auf Schiffen beförderten Frachtstücken vom 28, Juni 
1933 (RGBl. I S. 412) erlassen. Auf Grund einer 
Überprüfung dieses Gesetzes durch den Ausschuß 
für die Anwendung des Übereinkommens ist das 
Internationale Arbeitsamt zu dem Ergebnis gekom- 
men, daß die in § 2 getroffene Ausnahme für die 
häufiger wiederkehrende Beförderung von Gegen- 
ständen bekannten Gewichts auf Binnenschiffen im 
Nahverkehr ohne Benutzung öffentlicher Häfen dem 
Übereinkommen widerspricht. Das Internationale 
Arbeitsamt hat daher angeregt, den § 2 des Geset- 
zes entweder auf die Fälle zu beschränken, die ein- 


j deutig außerhalb des Anwendungsbereichs des 
Übereinkommens liegen, oder ihn ganz aufzuheben. 
Eine Umfrage sowohl bei den für die Durchführung 
des Gesetzes zuständigen Behörden des Bundes und 
der Länder als auch bei den Stellen, die durch eine 
Aufhebung der Ausnahmebestimmung betroffen 
werden, insbesondere bei den Berufsgenossenschaf- 
ten und den Sozialpartnern, hat Übereinstimmung 
darüber ergeben, daß die Ausnahme inzwischen be- 
deutungslos geworden ist und daher ohne Beden- 
ken außer Kraft gesetzt werden kann. 

Durch die Anderungsvorschriften des Artikels 1 des 
Entwurfs sollen einmal die Anregung des Inter- 
nationalen Arbeitsamtes, andererseits die inzwi- 
schen eingetretene staatsrechtliche Entwicklung be- 
rücksichtigt werden. 
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